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Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.
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Badeschaukel
Zu: „Dem Traum vom Fliegen nä-
her“ (Nr. 1)

Auf dem Bild erkannte ich so-
fort unten rechts eine Schaukel-
wanne wieder, wie ich sie in den
30er Jahren des vorigen Jahrhun-
derts in Neuhausen bei Familie
Hennig in der Birkenallee im
Garten sah. Wenn man wirklich
damit schaukelte, müsste doch
das Wasser bei jedem Schwung
übergelaufen sein! Das Zeitungs-
foto erweckte sofort die Erinne-
rung aus der Kindheit. 

Dorothea Blankenagel, 
Duisburg

Alberner Kriegstrauma-Artikel
Zu: „Der Schmerz wirkt noch im-
mer nach“ (Nr. 52)

Vorweg eine Klarstellung: Ich
bin ein Kriegskind des Jahrgangs
1935. Meine zwei Kinder sind
Jahrgang 1966 und 1969. Ich glau-
be, aufgrund dieser Tatsachen
mitreden zu können.
So wie Sie das Fazit Ihres Arti-

kels über langfristig wirkende
Traumatisierungen durch Krieg
und Vertreibung in die Über-
schrift setzen, so möchte ich Ih-
nen sagen, dass ich noch nie so
viel Blödsinn auf einmal gelesen
habe.
Bevor ich diesen Brief begann,

habe ich meine Kinder befragt:
Über ihre Schmerzen, ihre Trau-
mata, ihre Verlorenheitsangst und
ihre seelischen Trümmer, ihr dif-
fus depressives Lebensgefühl, ihr
Verlangen, mit mir als Täter Frie-
den zu schließen, ihren Wunsch,

aus kollektiver Verstrickung erlöst
zu werden, ihre von mir nicht zu-
gelassene Trauer. Ich redete mit
ihnen über all das, was ich ihnen
laut der beiden Buchautoren So-
nya und Yuri Winterberg und Bet-
tina Albert vererbt haben soll.
Meine Kinder bekamen den

Mund nicht mehr zu, und aus ih-
ren Augen konnte ich die Frage le-
sen: Ist der Alte noch bei Ver-
stand? Jetzt bekam ich Angst, ein-
geliefert zu werden, und zu mei-
ner Rettung zeigte ich ihnen den
Artikel.
Wir haben uns dann ganz köst-

lich amüsiert und beschlossen,
den Artikel zu vervielfältigen, um
gute Bekannte am Amüsement
teilhaben zu lassen. Denn mit der
Verbreitung gelungener Komik
soll man nicht geizen.

Friedrich Kellner, 
Kogel

Die Nürnberger Prozesse hatten viele rechtsstaatliche Schwächen
Zu: „Deutsche Tabus“ (Nr. 48) 

Zu Recht hat die Preußische
Allgemeine in etlichen Punkten
kritisch über die neue Daueraus-
stellung in Nürnberg über das
Internationale Kriegsverbrecher-
tribunal berichtet. Aus meiner
Sicht als US-Bürger, Historiker
und Völkerrechtler ist aber die
zusammenfassende Bewertung
der Prozesse als „insgesamt fair“
zu großzügig.
Ich habe das Kapitel „Der Nürn-

berger Prozess“ in Alexander De-
mandts Buch „Macht und Recht –
Die großen Prozesse der Ge-
schichte“ (Beck’sche Reihe 1996)
geschrieben und würde die Nürn-
berger Prozesse kritischer bewer-
ten, zum Teil weil es zweifelsohne
ein Sieger-Gericht war (ein echter,
neutraler internationaler Ge-

richtshof mit schweizerischen,
schwedischen, brasilianischen
und so weiter Richtern wäre
glaubwürdiger gewesen), und weil
manche Anklagepunkte, wie das
„Verbrechen gegen den Frieden“
(Art. 6(a) des Statuts), ex post fac-
to geschaffen wurden. Ferner wur-
den viele falsche Dokumente vor-
gelegt, vor allem von den Sowjets,
aber auch von Amerikanern und
Briten. Die Verteidigung konnte
sich nicht immer auf das klassi-
sche Argument „tu quoque“ beru-
fen, wonach eine bestimmte Pra-
xis hätte straflos bleiben müssen,
wenn die Siegerstaaten die selbe
Praxis angewendet hatten: Im Fal-
le von Admiral Dönitz (U-Boot-
Krieg) ließen die Alliierten dieses
Argument gelten, auch die Straflo-
sigkeit der deutschen Luftangriffe
hat wohl damit zu tun, dass die

Alliierten selbst deutsche Städte
ungleich brutaler attackiert hatten. 
Ganz anders beim Umgang mit

der Vertreibung: Es wurden Deut-
sche bestraft, weil die Vertreibun-
gen von 650000 Polen aus West-
preußen und dem „Warthegau“
und 100000 Franzosen aus dem
Elsass als Kriegsverbrechen bzw.
Verbrechen gegen die Menschheit
bewertet wurden. Doch gleichzei-
tig führten die Alliierten seit dem
Frühjahr 1945 die grösste Vertrei-
bung der Geschichte durch – 15
Mal größer und wohl über 100
Mal blutiger. Die Bestrafung der
NS-Großen war wohl trotz allem
legitim, aber umso unerträglicher
war und bleibt die Tatsache, dass
die Verbrechen, die an den Deut-
schen begangen wurden, die
millionenfachen Vergewaltigun-
gen deutscher Frauen, die Ver-

schleppung Reichs- und Volks-
deutscher zu Sklavenarbeit, das
Massensterben in den Rheinwie-
senlagern, unbestraft blieben.
Schließlich gab es in Nürnberg
keine prozessuale „Waffengleich-
heit“ von Anklage und Verteidi-
gung und das Prinzip „audiatur et
altera pars“ wurde nur zum Teil
beachtet.
Ein schönes Beispiel für die De-

fizite der Prozesse: In einem Do-
kument vom 25. Oktober 1944, in
dem General Alfred Jodl befiehlt,
dass Beweise über die Ausschrei-
tungen der russischen Soldaten in
Ostpreußen gesammelt werden
müssen, „Aufnahmen, Zeugenver-
nehmungen, Tatsachenberichte“,
wird in der englischen Überset-
zung vom 16. Oktober 1945 als ei-
ne Anordnung zur „Fabrizierung“
(!) von Beweisen („Jodl orders a.o.

the propagation of Russian atori-
cities in East Prussia. Faked re-
ports, photographs and examina-
tions of witnesses have to be pro-
duced“ [Nürnberger Dokument
PS-1787]) – natürlich eine poli-
tisch motivierte Rücksichtnahme
auf die Sowjets. Ich habe darüber
bereits in meinem Buch „Die
Wehrmachtuntersuchungsstelle“
geschrieben (Kapitel 2, Seite 40f.).
Das durch den Strang vollzogene
Todesurteil gegen Alfred Jodl war
denn auch unter den Alliierten
umstritten und wurde vom fran-
zösischen Richter Henri Donne-
dieu de Vabres offen als Fehlurteil
bezeichnet.
Dies bedeutet nicht, dass man

nicht viele Nazis hätte verurteilen
sollen. Natürlich waren viele
schuldig, aber man hätte sie lieber
vor ein mit unbelasteten Deut-

schen als Ankläger und Richter
besetztes Reichsgericht gestellt.
Dies war übrigens die Meinung
des Ex-Kanzlers Heinrich Brü-
ning. Ein Gericht, in dem von Sta-
lin entsandte Richter saßen (der
mehr Menschen auf dem Gewis-
sen hatte als Hitler) und Vertreter
der Anglo-Amerikaner, die bis zu
600000 zivile Opfer des völker-
rechtswidrigen Bombenterrors zu
verantworten hatten, ist wohl im
Ansatz fragwürdig und besitzt
kaum Legitimität. 
„Nürnberg“ hatte trotzdem Po-

tenzial für die Weiterentwicklung
des Völkerrechts, einige wichtige
Punkte davon erwähnt die PAZ in
dem genannten Artikel, aber man
hat dieses Potenzial seitdem kaum
genutzt.

Prof. Dr. Alfred-M. de Zayas, 
Genf, Schweiz

Betr.: Heimatlos

Was Heimatlosigkeit bedeutet,
das haben die Vertriebenen aus
den deutschen Ostgebieten vor 65
Jahren auf schmerzvolle Weise er-
fahren müssen. Entwurzelt vom
heimischen Umfeld, mussten sie
sich in einem ihnen fremden Land
völlig neu umorientieren und den
Neuanfang wagen. Heute, 65 Jahre
danach, ist ihnen erst nach heftigen
politischen Debatten mit der
Bundesstiftung „Flucht, Vertrei-
bung, Versöhnung“ offiziell ein
Platz in der Geschichte eingeräumt
worden. 
Die Advents- und Weihnachts-

zeit führte uns sichtbar vor Augen,
welche Bindungskraft traditionelle

Werte, vertraute Sitten und Ge-
bräuche entfalten, von christlich-
religiösen Traditionen ganz abgese-
hen. Wer wollte sie missen, sie gar
aufgeben, nur um sich dem Zeit-
geist der Beliebigkeit anzupassen,
ja, letztlich orientierungs- und hei-
matlos zu werden, wohl wissend,
dass es unter semantischen Ge-
sichtspunkten nur eine Heimat
gibt? 
Viele Wähler aus dem wertekon-

servativen Lager haben in den letz-
ten Monaten die bittere Erfahrung
machen müssen, nicht mehr von
der Partei vertreten zu werden, die
sie über Jahrzehnte gewählt haben,
wie der einschlägigen Tagespresse
zu entnehmen ist. Sie fühlen sich
im Dschungel der politischen Be-

liebigkeit ausgegrenzt. Diese eh-
renwerten Bürger sehen sich sogar
an den rechten Rand des Parteien-
spektrums abgeschoben und zu
Unrecht diffamiert, nur weil sie an
ihren bewährten Werten und Maß-
stäben festhalten, auf deren Grund-
lage auch sie unser Land nach dem
Zweiten Weltkrieg mit aufgebaut
und zu neuem Ansehen und Wohl-
stand beigetragen haben. Sie haben
das Feuer des Bewährten weiterge-
tragen und die Asche des Überhol-
ten zurückgelassen, wie es auch
der Charta der deutschen Heimat-
vertriebenen vom 5. August 1950
zweifelsfrei zu entnehmen ist. Die-
se Bürger haben das Vertrauen zu
der Partei verloren, von der sie
glaubten, dass die von ihnen ge-

wählten Volksvertreter ihre werte-
orientierten Vorstellungen am be-
sten wahrnehmen würden. Die bit-
tere Erkenntnis, die politische Hei-
mat verloren zu haben und damit
auch politisch heimatlos geworden
zu sein, ist nicht frei von einer ge-
wissen Tragik. Die Enttäuschung
schmerzt auch dadurch umso
mehr, wenn zudem noch histori-
sche Fakten beziehungsweise die
historische Wahrheit dem „demo-
kratischen Konsens“ neuerdings
unterworfen oder gar ignoriert
werden. 
Per Knopfdruck lässt sich nun

einmal verlorengegangenes Ver-
trauen nicht so rasch wiederher-
stellen – es bleibt wie ein Riss im
Glas. Peter Fünning, Lübeck

US-Jäger schossen auf Zivilisten
Zu: Leserbrief „Deutsche Flieger
wurden wegen ihrer Ritterlichkeit
selbst von Feinden gewürdigt“ (Nr.
51)

In Bestätigung dessen kann ich
folgende authentische Unterlagen
empfehlen, die in dem Buch „Hor-
rido“ (mit englischem Text) im
Oktober 1968 auf dem US-Buch-
markt erschienen sind. Verfasst ist
dieses Buch von dem US-Luftwaf-
fen-Offizier Colonel Raymond F.
Toliver. Zitat: „Bei der US-Luftwaf-
fe bestand – im Gegensatz zur
deutschen Luftwaffe – der Befehl,
feindliche Piloten am Fallschirm
noch in der Luft beziehungsweise
am Boden abzuschießen.“ Dort
heißt es weiter: „Deutsche Piloten

hielten sich strikt an die unge-
schriebenen Gesetze von Ritter-
lichkeit und Fair-Play, wohingegen
während des zu Ende gehenden
Krieges amerikanische Jägerpilo-
ten aus ihren Mustangs zivile
Flüchtlinge aus Dresden unter Be-
schuss nahmen; ebenfalls feuerten
sie auf deutsche Piloten, die aus
ihrem brennenden Flugzeug aus-
gestiegen waren und am Fall-
schirm hingen. Solche Taten
machten es den besiegten Deut-
schen sehr schwer, an die Segnun-
gen des ,american-way-of-life‘ be-
ziehungsweise unsere guten Sitten
zu glauben, die sie auf so unritter-
liche [unchivalrous] Art erfahren
mussten.“ Bert Jordan, 

Landstuhl

Max Schmeling freiwillig bei der Fallschirmtruppe Und was ist mit den Benesch-Dekreten?
Zu: „Annäherung an eine Box-
legende“ (Nr. 48)

Ich habe als Historiker und
Zeitzeuge den Artikel über Max
Schmeling gelesen. Man muss im-
mer wieder staunen, wie histori-
sche Begebenheiten bewusst oder
unbewusst unrichtig wiedergege-
ben werden:
1. Zur Fallschirmtruppe wurden

nur Freiwillige einberufen, dem
ging eine überaus strenge Aus-
wahl voraus.
2. Max Schmeling hatte das

Höchstalter für normale Einberu-
fungen überschritten. Zudem war
er gesundheitlich für den Wehr-
dienst untauglich. Er hatte einen
verkrümmten Finger, den er sich
in der Jugend durch einen Unfall

zugezogen hatte. Die Folge war ei-
ne Sehnenverkürzung, er konnte
zwar mit der geballten Faust bo-
xen, aber für den militärischen
Dienst an der Waffe war er un-
tauglich. Schmeling wollte unbe-
dingt als Freiwilliger angenom-
men werden und ließ sich seine
Hand operieren. Auf die Gefahr
hin, niemals mehr boxen zu kön-
nen, ließ er sich einen komplizier-
ten Sehnenschnitt machen, sein
gekrümmter Finger wurde ge-
streckt.
Er sagte in seinen Erinnerun-

gen, er habe sich freiwillig zu den
Fallschirmjägern gemeldet, weil
er ein Boxer war. Im Boxring lern-
te er vieles von dem, was ein Fall-
schirmjäger haben muss: Innere
Disziplin und Gehorsam gegen

den Befehl des Herzens. Natürlich
hat sein Freund General Ernst
Udet seine freiwillige Meldung
unterstützt.
Die heute verbreitete fälschli-

che Meinung, dass seine Einberu-
fung zur Fallschirmtruppe erfolg-
te, um ihn wegen seiner Ableh-
nung der NSDAP nicht beizutre-
ten, entbehrt jeder Grundlage. Er
sagte selbst, dass man ihm nie na-
hegelegt habe, dieser Partei beizu-
treten.
Nach seiner Verletzung beim

Sprung über Korinth durfte er
den Kreta-Einsatz nicht mitma-
chen. Danach war er nur noch als
Ausbilder tätig und wurde kurz
vor Ende des Kriegs ehrenvoll als
Leutnant d. R. entlassen.

Heinz Unruh, Lemförde

Zu: „Pressefreiheit in Gefahr?“ (Nr.
52)

Ab Anfang des Jahres hat Ungarn
den EU-Vorsitz inne. Groß war die
Entrüstung über das neue ungari-
sche Mediengesetz. Es wird als
Medien-Knebelgesetz bezeichnet,
weil es das Prinzip der Pressefrei-
heit in der EU verletze. Der ungari-
sche Ministerpräsident wurde
praktisch gegenüber EU-Kommis-
sionspräsident Manuel Barroso zu
der Aussage gezwungen, dass er zu
Änderungen am Mediengesetz be-
reit sei, falls die EU dies verlange.
Das finde ich ganz richtig!
Doch wie sieht es mit den Be-

nesch-Dekreten aus, die die
Grundlage für die Vertreibung von
über 3,2 Millionen Deutschen aus

ihrer Heimat in Böhmen und Mäh-
ren bildeten? Sie wurden später in
Verfassungsrang erhoben und gel-
ten noch heute. Die Tschechische
Republik gehört ebenfalls der EU
an. Damit sind diese Dekrete in-
zwischen nicht nur ein deutsch-
tschechisches Problem, sondern
ein europäisches, sind Bestandteil
einer europäischen Rechtsordnung
ebenso wie das ungarische Me-
diengesetz. Wurde hier auf die Pra-
ger Regierung seitens der EU
Druck ausgeübt, diese Dekrete für
nichtig zu erklären? Hat sich die
deutsche Regierung einer Aufnah-
me Tschechiens in die EU wider-
setzt, weil die Benesch-Dekrete im-
mer noch gelten? Mit einer ge-
meinsamen europäischen Rechts-
kultur sind weder das ungarische

Mediengesetz noch die Benesch-
Dekrete zu vereinbaren.

Dieter Pohle, Senftenberg

Anm. d. Red.: Der Skandal ist, was
Berlin betrifft, sogar eher noch
größer. Das Europäische Parla-
ment hat nämlich in den Jahren
1999 und 2000 zwei Mal die Auf-
hebung der Benesch-Dekrete ge-
fordert, weil sie gegen die „Kopen-
hagener Kriterien“ verstoßen. Es
war die damalige rot-grüne
Bundesregierung Schröder-Fi-
scher, die – im diplomatischen Zu-
sammenspiel mit Prag und un-
mittelbar gegen die Rechte ihrer
eigenen Bürger – durchsetzte, dass
die Tschechische Republik der EU
am 1. Mai 2004 ohne Aufhebung
dieser Dekrete beitreten konnte.

Wie ein leichtes Dessert
Betr.: Wochenrückblick

Hans Heckels „Sicht der Dinge“
befindet sich bezeichnenderweise
auf der letzten Seite Ihrer Wo-

chenzeitung, quasi als leichtes
Dessert nach oft schwerverdauli-
chem Hauptgericht. Das ent-
spannt! Gisela Recki, 

Troisdorf

Der NS-Staat hat keine kirchlichen Feiertage abgeschafft
Zu: „Jerusalem, Athen und Rom“
(Nr. 51)

Herr Bues schreibt: „Abschaf-
fung der christlichen Feiertage wie

bei Stalin oder Hitler?“ Denke ich
an Hitler, denke ich an Reichskon-
kordat und Konfessionsschulen.
Hitler ist nie aus der katholi-

schen Kirche ausgetreten und er

hat keinen kirchlichen Feiertag
abgeschafft, nicht einen einzigen.
Dreimal darf der Artikelschrei-

ber raten, wer denn den Buß- und
Bettag, einen christlichen Feier-

tag, abgeschafft hat, Adolf Hitler
oder die Länderkammern der
BRD? Manfred Bremhorst, 

Remscheid

Die doppelte Heimatlosigkeit schmerzt


